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TOP 4: Fragen der Einwohner und Einwohnerinnen zu den Inhalten der Tages-
ordnung 
 

Einwohner_in 1 

 
Betreff: Fw: Fragen an die Regionale Planungsversammlung am 11.11.2024 in Kyritz 
 
Frage 1: Zusammensetzung der Regionalversammlung, Mehrstimmenverhaltnis der Landräte 
  
Die Landräte erhalten persönlich einen höhere Stimmenanteil als Hauptverwaltungsbeamte als die 
„normalen“ Regionalräte. Das läßt Zweifel zur Verfassungsmäßigkeit aufkommen, da man sich anschei-
nend alleinig auf die Einwohnerzahl der einzelnen Landreise bezieht. Es ist nicht ersichtlich, wieso sich 
ein Hauptverwaltungsbeamter höher gewichten darf als die anderen Regionalräte. Dieses Missverhält-
nis wird hiermit beanstandet, da nicht ersichtlich ist, ob dies im Regionalen Planungsgesetz (RegBkPlG) 
verfassungskonform ist und vorher geprüft wurde. 
  
Dazu stelle ich folgende Frage: 
Welche Alternative zu der Einwohnerzahl wäre den sonst noch möglich gewesen, da da Herr Feskorn 
in der letzten Vorstandssitzung mitgeteilt hat, dass sie, die Gemeinsame Landesplanung, das so ent-
schieden hat? Wieso ist das notwendig? 
 

Antwort:  

Die Gemeinsame Landesplanung hat entschieden, weil es zwischen den Hauptverwaltungsbeamten 
(HVB) der Mitglieder (also den Landräten) zu keinem einstimmigen Entscheid gekommen ist, und sie 
die Gemeinsame Landesplanung um Entscheidung gebeten haben. Hierbei hat sich die Gemeinsame 
Landesplanung an der bisherigen Praxis in der Regionalen Planungsgemeinschaft (RPG) in der bis zum 
9. Juni 2024 gültigen Hauptsatzung orientiert. 

Zum höheren Stimmenanteil: Die Summe der gewählten Vertretungspersonen aus den Mitgliedern der 
RPG (von den Kreistagen gewählte Vertretungspersonen) zusammen mit den drei HVB der Mitglieder 
(Landräte) ist mit 33 kleiner als die Summe der kommunalen Vertretungspersonen (also Bürgermeis-
ter/innen und Amtsleiter/innen) mit 36. Dies widerspricht dem Gesetz zur Regionalplanung und zur 
Braunkohlen- und Sanierungsplanung (§ 6 Abs. 4 Satz 2 RegBkPlG). Es erfordert  eine Mehrheit der 
Stimmen der Mitglieder der RPG. Als Lösung bietet das Gesetz (§ 6 Abs. 4 Satz 3 RegBkPlG) an, den 
Landräten zusätzliche Stimmen zuzuschlagen. Deren Höhe ist nach dem Gesetz (§ 6 Abs. 4 Satz 3 Reg-
BkPlG) eine Entscheidung der HVB der Mitglieder (Landräte), für die das RegBkPlG das Verhältnis der 
Einwohnerzahlen als Maßstab für die Verteilung vorschreibt.  

 
Frage 2: Wieso müssen die Landräte überhaupt in der Regionalversammlung eine Stimmberechtigung 
erhalten, wenn doch die Bürgermeister, Amtsdirektoren … dort schon stimmberechtigt sind und die 
Kreistage ihre Kandidaten ihres Landkreises in die Regionalversammlung sendet? 
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Dass die Landräte die nicht stimmberechtigten „kleinen Gemeinden, aber räumlich groß“ dort vertre-
ten, konnte die Öffentlichkeit bisher nicht wahrnehmen. Im Gegenteil. Die kleinen Gemeinden werden 
in ihrer Wahrnehmung mit ihrem ländlichen Raum erheblich vernachlässigt. Sie sehen sich durch die 
Windvorranggebiete, die immer höher und leistungsstärkeren Windkraftanlagen in ihrem Wohnum-
feld erheblich gesundheitlich beeinträchtigt. Manchmal hat man das Gefühl, sie werden regelgerecht 
„verkauft“, damit sich andere „grünwaschen“ können, obwohl die vorhandenen Windkraftanlagen 
jetzt schon nicht ausgelastet sind und häufig stillstehen. So ist es. Obwohl schon die gesamte Umge-
bung und Kulturlandschaft mit diesen Anlagen begrünt ist, kann keine vollständige Ernte eingefahren 
werden. Ein 24/7-Stundenbetrieb dieser Anlagen ist einfach nicht erkenn- und erreichbar! Aber der 
Flächenverbrauch riesig und die Grundlastsicherung stark gefährdet. 

Antwort: 

Die Stimmberechtigung der Landräte ergibt sich aus dem Gesetz zur Regionalplanung und zur Braun-
kohlen- und Sanierungsplanung (§ 6 Abs. 1 Satz 1 RegBkPlG).  

Mit der konstituierenden Sitzung der Regionalversammlung am 11. November 2024 sind alle Haupt-
verwaltungsbeamten und Hauptverwaltungsbeamtinnen der am Tag der allgemeinen Kommunalwah-
len bestehenden amtsfreien Gemeinden, Ämter, Verbandsgemeinden und mitverwaltenden Gemein-
den im Gebiet der Region stimmberechtigte Mitglieder der Regionalversammlung. Dies gilt anders als 
zuvor, als diese mindestens über 5.000 Einwohner verfügen mussten, unabhängig von ihrer Einwoh-
nerzahl. 

 

Frage 3: Im Vorbericht zur Haushaltssatzung wird die Überarbeitung des Umweltberichtes unter Punkt 
2.4 genannt. Um die wievielte Überarbeitung handelt es sich denn hier, von wann ist die und wie hoch 
sind die Kosten für die Überarbeitung? Ist die NATURA200-Überprüfung auch in der Überarbeitung mit 
eingeschlossen? 
Antwort:  
Die erste Überarbeitung erfolgt nur dann, wenn während der öffentlichen Beteiligung neue umwelt-
bezogene Informationen bekannt werden, die eine Überarbeitung des Umweltberichts erforderlich 
machen. Die entstehenden Kosten richten sich nach dem Aufwand, welcher vom Umfang und der Kom-
plexität der neu bekannt gewordenen Sachlage abhängt. Die Natura-2000-Prüfung wird zusammen mit 
dem Umweltbericht erstellt und ist damit in die Überarbeitung des Umweltberichts miteingeschlossen.   
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Einwohner_in 2 

 

Betreff: Einwohnerfragen zum 11.11.2024 

Frage 1: Im Vorbericht der Haushaltssatzung ist in Pkt. 4 eine hohe Summe an Rückstellungen erkenn-
bar. Ist es möglich, dass von diesem Geld die digitale Einrichtung eines Digitales Geländemodells 
(DGM), z.B. für die Software, für die Planungsregion PR-OHV finanziert werden kann? Begründung: Ein 
Digitales Geländemodell ist für die Bedeutung von raumbedeutsamen hohen Anlagen, wie Windkraft-
anlagen, die inzwischen eine Gesamthöhe von ca. 280 Metern erreicht haben, dringend zur sachlichen 
und qualitativen Bewertung der umweltrelevanten Schutzgüter, wie menschliche Gesundheit, Land-
schafts- und Kulturraum, Artenschutz, sowie auch der langfristigen erheblichen Umweltbeeinträchti-
gungen durch die Barrierewirkung der Anlagen und der folgereichen „Wechselwirkungen“ erforderlich. 

Antwort:  

Ein Digitales Geländemodell (DGM) repräsentiert die Erdoberfläche ohne Vegetation und Bauwerke. 
Es bietet für die Kriterien zur Erstellung eines Regionalplans keine zusätzlichen Informationsgewinne 
und entspricht nicht den Vorgaben der textlichen und zeichnerischen Festlegungen eines Regional-
plans gemäß RegBkPlG §2 im Maßstab 1:100 000. Ein Antrag zu seiner Einrichtung ist bei der Regional-
versammlung 1/2024 abgelehnt worden. 

 

Frage 2: Im Vorbericht ist eine Erweiterung und Anpassung der Abwägungsdatenbank genannt. Um 
was für Erweiterungen und Anpassungen der Abwägungsdatenbank handelt es sich hier? Bitte genau 
aufschlüsseln. 

Antwort: Für das Beteiligungsverfahren ist eine projektbezogene Konfiguration einer Abwägungsda-
tenbank durch das beauftragte Unternehmen notwendig. Um welche Anpassungen es sich genau han-
deln wird, ergibt sich erst im Laufe der Vorbereitung und Durchführung der Abwägung der Stellung-
nahmen.  

 

Frage 3: Wer führt diese Abwägungsdatenbank, hat Zugang dazu und führt die eigentliche Abwä-
gung(Dokumentation) durch? Bitte nennen Sie die Zugangsberechtigten zu dieser Datenbank mit Na-
men und nennen Sie den oder die Bearbeiter, die die Abwägung dokumentieren und formulieren. (Z.B.) 
Firmennamen? Büroname? 

Antwort:  Die Abwägungsdatenbank wird durch ein noch zu bestimmendes externes, spezialisiertes 
Unternehmen eingerichtet und zur Verfügung gestellt. Sie dient als Werkzeug zur Verwaltung und Aus-
wertung der Rückläufe aus der förmlichen Beteiligung. Die Abwägung erfolgt durch die Mitarbeitenden 
der Regionalen Planungsstelle 


